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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

VOM EUROPÄISCHEN PARLAMENT UND VOM RAT GEMEINSAM
ANGENOMMENE ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE

BESCHLUSS Nr. 1530/2007/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 24. Oktober 2007

über die Inanspruchnahme des Solidaritätsfonds der Europäischen Union gemäß Nummer 26 der
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem
Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die Wirtschaftlichkeit der

Haushaltsführung

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der
Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche
Haushaltsführung (1), insbesondere auf Nummer 26,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2012/2002 des Rates vom
11. November 2002 zur Errichtung des Solidaritätsfonds der
Europäischen Union (2),

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Europäische Union hat den Solidaritätsfonds der Eu-
ropäischen Union (nachstehend „Fonds“ genannt) errich-
tet, um sich mit der Bevölkerung in den von Katastro-
phen betroffenen Regionen solidarisch zu zeigen.

(2) Die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006
sieht vor, dass der Fonds bis zur jährlichen Obergrenze
von 1 Milliarde EUR in Anspruch genommen werden
kann.

(3) In der Verordnung (EG) Nr. 2012/2002 sind die
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme des Fonds
niedergelegt.

(4) Deutschland und Frankreich haben Anträge auf Inan-
spruchnahme des Fonds gestellt, weil sie große Schäden
infolge eines schweren Sturms bzw. eines tropischen
Wirbelsturms erlitten haben —

BESCHLIESSEN:

Artikel 1

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union
für das Haushaltsjahr 2007 wird aus dem Solidaritätsfonds der
Europäischen Union ein Betrag in Höhe von 172 195 985 EUR
an Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungsermächtigungen
bereitgestellt.

Artikel 2

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union
veröffentlicht.

Geschehen zu Straßburg am 24. Oktober 2007.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates
Der Präsident

M. LOBO ANTUNES
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